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Europäischer Einwanderungs- und Asylpakt
(Version vom 4. Juli 2008)
Seit einem halben Jahrhundert konnten dank des politischen und zivilisatorischen Projekts, auf dem die Gründung und Vertiefung der Europäischen Union beruhen, erhebliche Fortschritte erzielt werden. Eines der bemerkenswertesten Ergebnisse dieses Unterfangens ist die Schaffung eines weiten Raumes der Freizügigkeit, der inzwischen den Großteil des europäischen Gebietes umfasst. Diese Entwicklung hat einen nie da gewesenen Freiheitsgewinn für die europäischen Bürger wie auch für die sich frei auf diesem gemeinsamen Gebiet bewegenden Drittstaatsangehörigen möglich gemacht. Außerdem ist sie ein wichtiger Wachstums- und Wohlstandsfaktor. Die jüngste und die anstehende Erweiterung des Schengen-Raums bestärken die Reisefreiheit weiter.
Internationale Migration ist eine Tatsache, die es solange geben wird, wie insbesondere das Wohlstands- und Entwicklungsgefälle zwischen den verschiedenen Regionen der Welt bestehen bleibt. Sie kann insofern eine Chance darstellen, als sie ein Faktor für Kontakte zwischen Menschen und auf wirtschaftlicher Ebene ist. Sie trägt zum Wirtschaftswachstum der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten bei, die aufgrund ihrer demografischen Situation oder ihrer Arbeitsmarktlage Migranten brauchen. Schließlich bringt sie den Migranten und deren Herkunftsländern Ressourcen ein und wirkt mithin an deren Entwicklung mit. Im Übrigen erscheint die Idee eines Einwanderungsstopps gleichermaßen unrealistisch wie gefährlich.
Darüber hinaus hat der Europäische Rat im Dezember 2005 den Gesamtansatz zur Migrationsfrage verabschiedet, dessen Zweckmäßigkeit er bekräftigt. Er unterstreicht erneut seine Überzeugung, dass die Migrationsfragen integraler Bestandteil der Außenbeziehungen der Union sind und dass eine harmonische und effiziente Steuerung der Migration umfassend sein muss und sich somit gleichzeitig mit der Gestaltung der legalen Migration und mit der Bekämpfung der illegalen Einwanderung als Mittel zur Förderung der Synergien zwischen Migration und Entwicklung befassen muss. Er ist überzeugt, dass der Gesamtansatz zur Migrationsfrage nur im Rahmen einer engen Partnerschaft zwischen den Herkunfts-, den Transit- und den Zielländern sinnvoll ist.
Die Europäische Union verfügt jedoch nicht über genügend Mittel, um in Würde alle Migranten bei sich aufzunehmen, die sich hier ein besseres Leben erhoffen. Eine schlecht gesteuerte Migration kann dem sozialen Zusammenhalt der Zielländer schaden. Bei der Gestaltung der Einwanderung müssen deshalb die Aufnahmekapazität Europas im Hinblick auf Arbeitsmarkt, Unterkunft, Gesundheits-, Schul- und Sozialwesen berücksichtigt und die Migranten gegen das Risiko einer Ausbeutung durch kriminelle Banden geschützt werden. 
Darüber hinaus werden die Mitgliedstaaten durch die Schaffung eines gemeinsamen Raums der Freizügigkeit mit neuen Herausforderungen konfrontiert. Das Verhalten eines Staates kann sich auf die Interessen der anderen auswirken. Die Einreise in einen Mitgliedstaat kann die Einreise in andere Mitgliedstaaten nach sich ziehen. Es ist daher zwingend erforderlich, dass jeder Mitgliedstaat die Interessen seiner Partner bei der Festlegung und Umsetzung seiner Einwanderungs-, Integrations- und Asylpolitik berücksichtigt.
In diesem Zusammenhang haben sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union seit rund 20 Jahren darum bemüht, ihre Politik in diesen Bereichen anzugleichen. Der Europäische Rat begrüßt die diesbezüglich bereits erzielten Fortschritte: die Aufhebung der Kontrollen an den Binnengrenzen in den meisten Teilen des EU-Gebiets, die Annahme einer gemeinsamen Visapolitik, die Harmonisierung der Kontrollen an den Außengrenzen und der Asylstandards, die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der illegalen Einwanderung, die Schaffung der Agentur FRONTEX, die Einrichtung spezieller Fonds für die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten. Der Europäische Rat begrüßt insbesondere die großen Fortschritte, die im Rahmen des Tampere-Programms (1999-2003) und des Haager Programms (2004-2009) erzielt wurden, zu deren vollständiger Umsetzung er sich verpflichtet.
In Treue zu den Werten, die schon von Beginn an hinter dem europäischen Vorhaben und den durchgeführten politischen Maßnahmen gestanden haben, bekräftigt der Europäische Rat förmlich, dass die Migrations- und Asylpolitik mit den völkerrechtlichen Standards, und insbesondere mit denjenigen, die sich auf die Menschenrechte, die Würde des Menschen und Flüchtlinge beziehen, im Einklang stehen muss.
Zwar sind die erzielten Fortschritte auf dem Weg zu einer gemeinsamen Zuwanderungs- und Asylpolitik real, doch noch immer unzureichend. 
Der Europäische Rat hält den Zeitpunkt für gekommen, im Geiste wechselseitiger Verantwortung und Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten, aber auch im Geiste der Partnerschaft mit den Drittstaaten einen neuen Anstoß für die Festlegung einer gemeinsamen Einwanderungs- und Asylpolitik zu geben, die gleichzeitig das kollektive Interesse der Europäischen Union und die besonderen Gegebenheiten jedes einzelnen Mitgliedstaates berücksichtigt.
In diesem Sinne und im Hinblick auf die Mitteilung der Kommission vom 17. Juni 2008 beschließt der Europäische Rat, diesen Europäischen Einwanderungs- und Asylpakt förmlich anzunehmen. Im Bewusstsein, dass die vollständige Realisierung des Paktes in einigen Bereichen eine Fortentwicklung des rechtlichen Rahmens und insbesondere der vertraglichen Grundlagen erfordern wird, geht der Europäische Rat daher folgende fünf grundlegende Verpflichtungen ein:
· Gestaltung der legalen Einwanderung unter Berücksichtigung der selbstbestimmten Prioritäten, Bedürfnisse und Aufnahmekapazität jedes Mitgliedstaates und Förderung der Integration
· Bekämpfung der illegalen Einwanderung insbesondere durch die Sicherstellung der Rückführung der illegal aufhältigen Ausländer in ihr Herkunftsland oder ein Transitland
· Stärkung der Wirksamkeit bei der Kontrolle der Außengrenzen
· Aufbau einer europäischen Asylgemeinschaft
· Schaffung einer umfassenden Partnerschaft mit den Herkunfts- und Transitstaaten, die die Synergien zwischen Migration und Entwicklung fördert.
I) Gestaltung der legalen Einwanderung unter Berücksichtigung der selbstbestimmten Bedürfnisse, Prioritäten und Aufnahmekapazität jedes Mitgliedstaates und Förderung der Integration
Der Europäische Rat ist der Ansicht, dass legale Einwanderung sowohl vom Mitgliedstaat als auch vom Migranten gewünscht sein und das Ziel eines wechselseitigen Nutzens verfolgen muss. Er erinnert daran, dass jeder Mitgliedstaat selbst dafür zuständig ist, über die für legale Migranten geltenden Voraussetzungen für die Einreise in sein Hoheitsgebiet zu entscheiden und gegebenenfalls deren Zahl festzulegen. Die Umsetzung von daraus möglicherweise sich ergebenden Kontingenten könnte in Partnerschaft mit den Herkunftsländern erfolgen. Der Europäische Rat fordert die Mitgliedstaaten auf, eine Politik der – insbesondere in Abhängigkeit aller Bedürfnisse des Arbeitsmarkts – gezielt gewählten und – unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die diese auf die anderen Mitgliedstaaten haben kann – abgestimmten Zuwanderung zu betreiben. Schließlich unterstreicht er, welche Bedeutung einer Politik beigemessen werden sollte, die die harmonische Integration der Migranten in die Gesellschaft ihres Aufnahmelandes ermöglicht.
Zu diesem Zweck kommt der Europäische Rat überein:
a) die Mitgliedstaaten aufzufordern, unter Beachtung der Gemeinschaftspräferenz mit den ihnen am besten geeignet erscheinenden Mitteln politische Maßnahmen für die Arbeitsmigration zu ergreifen, die ihre Arbeitsmarkterfordernisse entsprechend den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 13. und 14. März 2008 berücksichtigen; die Attraktivität der Europäischen Union für hochqualifizierte Arbeitskräfte zu erhöhen und neue Maßnahmen zu ergreifen, um die Aufnahme von Studenten zu fördern und ihre Bewegung innerhalb der Union zu vereinfachen; 
b) durch Bevorzugung temporärer oder zirkulärer Migration gemäß den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 14. Dezember 2007 dafür Sorge zu tragen, dass diese politischen Maßnahmen den Braindrain nicht befördern;
c) die Zuwanderung aus familiären Gründen besser zu regulieren, indem jeder Mitgliedstaat aufgefordert wird, in seinem innerstaatlichen Recht – unter Achtung der europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten – seine Aufnahmekapazität und die Integrationsfähigkeit der Familien zu berücksichtigen, welche insbesondere nach deren Einkunfts- und Unterkunftsbedingungen im Zielland sowie beispielsweise nach ihrer Kenntnis der Landessprache beurteilt wird;
d) die gegenseitige Information zu stärken, indem soweit erforderlich die bestehenden Instrumente verbessert werden;
e) die Mitgliedstaaten entsprechend den 2004 durch den Rat angenommenen gemeinsamen Grundsätzen aufzufordern, nach den Verfahren und mit den Mitteln, die ihnen geeignet erscheinen, ehrgeizige politische Maßnahmen zur Förderung einer harmonischen Integration der Migranten, die eine Perspektive haben, dauerhaft zu bleiben in ihrem Aufnahmeland zu ergreifen; diese politischen Maßnahmen sollen auf dem Gleichgewicht zwischen den Rechten der Migranten (Zugang zu Bildung, Arbeit, Sicherheit und öffentlichen und sozialen Dienstleistungen) und deren Pflichten (Achtung der Gesetze des Aufnahmelandes) beruhen. Zu diesen politischen Maßnahmen werden spezifische Maßnahmen zur Förderung des Spracherwerbs und des Zugangs zur Beschäftigung gehören, die wesentliche Integrationsfaktoren sind; ihr Schwerpunkt wird liegen auf der Achtung der Identitäten der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union sowie ihrer Grundwerte wie etwa der Menschenrechte, der Meinungsfreiheit, der Toleranz, der Gleichheit von Mann und Frau und der Schulpflicht für Kinder;
f) den Informationsaustausch über die im Einklang mit den 2004 vom Rat bewilligten gemeinsamen Grundsätzen eingesetzten „Best Practices“ in den Bereichen der Aufnahme und der Integration zu fördern sowie Gemeinschaftsmaßnahmen zur Unterstützung nationaler Integrationspolitik;
II) Bekämpfung der illegalen Einwanderung insbesondere durch die Sicherstellung der Rückführung der illegal aufhältigen Ausländer in ihr Herkunftsland oder ein Transitland
Der Europäische Rat bekräftigt seine Entschlossenheit, die illegale Einwanderung zu bekämpfen. Er erinnert an sein Festhalten an der wirksamen Anwendung dreier Grundprinzipien:
· die Stärkung der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit den Herkunfts- und Transitländern zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung im Rahmen des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage ist eine Notwendigkeit;
· illegal auf dem Gebiet der Mitgliedstaaten aufhältige Ausländer müssen dieses Gebiet verlassen. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, für die wirksame Anwendung dieses Grundsatzes unter Wahrung des Rechts zu sorgen, und jeder Mitgliedstaat erkennt die von einem anderen Mitgliedstaat getroffenen Rückführungsentscheidungen an,
· alle Staaten sind zur Rückübernahme ihrer illegal auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Staates aufhältigen Staatsangehörigen verpflichtet.
Zu diesem Zweck kommt der Europäische Rat überein:
a) sich auf einzelfallabhängige und nicht allgemeine Legalisierungen im Rahmen des innerstaatlichen Rechts aus humanitären oder wirtschaftlichen Gründen zu beschränken;
b) mit den Ländern, mit denen dies erforderlich ist, entweder auf Gemeinschaftsebene oder bilateral Rückübernahmeabkommen abzuschließen, so dass jeder Mitgliedstaat über die rechtlichen Instrumente verfügt, um für die Rückführung illegal aufhältiger Ausländer zu sorgen; die Wirksamkeit der Gemeinschaftsrückübernahmeabkommen wird evaluiert werden; die nicht zu einem Abschluss gelangten Verhandlungsmandate sollen überprüft werden; die Mitgliedstaaten und die Kommission stimmen sich bei der Verhandlung künftiger Rückübernahmeabkommen auf Gemeinschaftsebene eng miteinander ab;
c) auf der Grundlage der Freiwilligkeit und soweit erforderlich unter Nutzung gemeinsamer Instrumente die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Ausländer auszubauen (biometrische Identifizierung der illegal Aufhältigen, Sammelflüge etc.) ;
d) die Mitgliedstaaten aufzufordern, ihre Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern zu verstärken, um im Rahmen des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage die illegale Einwanderung zu bekämpfen, mit ihnen im Besonderen eine ehrgeizige Politik zur polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit zu betreiben mit dem Ziel, kriminelle internationale Schleuser- und Menschenhändlerbanden zu bekämpfen, und die bedrohte Bevölkerung besser zu informieren;
e) die Mitgliedstaaten aufzufordern, nationale Instrumentarien vorzusehen, welche Anreize im Bereich der Rückkehrförderung schaffen, und sich gegenseitig zu diesem Thema zu informieren, insbesondere um die missbräuchliche Rückkehr von Personen in die Europäische Union zu verhindern, die solche Hilfen erhalten haben;
f) die Mitgliedstaaten aufzufordern, mit größtem Nachdruck und mithilfe abschreckender und angemessener Sanktionen gegen Menschen vorzugehen, die illegal aufhältige Ausländer ausbeuten (Arbeitgeber etc.); ;
g) alle Mitgliedstaaten aufzufordern, den im Jahre im Jahre 2001
 beschlossenen Grundsatz anzuwenden, dass eine von einem von ihnen getroffene Entscheidung über eine Rückführung überall im EU-Gebiet gilt.
III) Stärkung der Wirksamkeit bei der Kontrolle der Außengrenzen
Der Europäische Rat erinnert daran, dass jeder Mitgliedstaat für die Kontrolle des ihm gehörenden Teils der Außengrenzen zuständig ist. Diese Kontrolle, die den Zugang zu einem gemeinsamen Raum der Freizügigkeit verschafft, wird im Geiste einer gemeinsamen Verantwortung im Namen aller Mitgliedstaaten durchgeführt. Die Voraussetzungen zur Ausstellung von Visa im Vorfeld der Außengrenze müssen in vollem Umfang zum integrierten Management dieser Außengrenze gehören. Die Mitgliedstaaten, die aufgrund ihrer geografischen Lage einem Zustrom von Migranten ausgesetzt sind oder deren Mittel beschränkt sind, müssen auf die Solidarität der Europäischen Union zählen können.
Zu diesem Zweck kommt der Europäische Rat überein:
a) die Mitgliedstaaten und die Kommission aufzufordern, all ihre verfügbaren Mittel einzusetzen, um eine wirksamere Kontrolle der Land-, See- und Luftaußengrenzen zu gewährleisten;
b) spätestens zum 1. Januar 2012 die Ausstellung biometrischer Visa flächendeckend einzuführen, unverzüglich die Zusammenarbeit zwischen den Konsulaten der Mitgliedstaaten zu verstärken, soweit wie möglich ihre Mittel gemeinsam zu nutzen und bezüglich der Visa auf freiwilliger Basis schrittweise gemeinsame Konsulardienste zu schaffen;
c) die Agentur Frontex mit den erforderlichen Mitteln auszustatten, um ihre koordinierende Aufgabe bei der Sicherung der Außengrenze voll wahrnehmen zu können, Krisensituationen bewältigen und auf Anfrage der Mitgliedstaaten gemäß insbesondere den Schlussfolgerungen des Rates vom 5. und 6. Juni 2008 die erforderlichen – vorübergehenden oder dauerhaften – Einsätze durchführen zu können. Mit Blick auf die Ergebnisse der Evaluierung dieser Agentur und ihrer Einsatzzentralen werden ihre Rolle und ihre operativen Mittel verstärkt, und die Einrichtung von Fachaußenstellen kann unter Berücksichtigung der Vielfalt der Situationen beschlossen werden, insbesondere für die östlichen Landgrenzen und die südlichen Seegrenzen. Mittelfristig kann die Einrichtung eines Systems europäischer Grenzschutzbeamter geprüft werden; 
d) moderne technische Instrumente einzusetzen, die die Interoperabilität der Systeme gewährleisten und ein wirksames integriertes Außengrenzmanagement entsprechend den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 19. und 20. Juni 2008 und des Rates vom 5. und 6. Juni 2008 ermöglichen. Der Schwerpunkt sollte ab 2012 in Abhängigkeit von den Vorschlägen der Kommission auf der Einführung einer elektronischen Registrierung der Ein- und Ausreisen mit einem vereinfachten Verfahren für europäische Bürger und andere Reisende liegen;
e) die Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitstaaten zur Verstärkung der Kontrolle der Außengrenze und zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung zu vertiefen, indem die Ausbildungs- und Ausstattungshilfe der Europäischen Union für die mit der Steuerung der Migrationsströme betrauten Mitarbeiter dieser Staaten verstärkt wird;
f) die Modalitäten und die Häufigkeit der Schengen-Evaluierung zu verbessern.
IV) Aufbau einer europäischen Asylgemeinschaft
Der Europäische Rat erinnert förmlich daran, dass jeder verfolgte Ausländer das Recht hat, in Anwendung des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge geändert durch das Protokoll von New York vom 31. Januar 1967 sowie anderer einschlägiger Verträge auf dem Gebiet der Europäischen Union Hilfe und Schutz zu erhalten. Der Europäische Rat freut sich über die in den letzten Jahren dank der Umsetzung der gemeinsamen Mindeststandards auf dem Wege der Harmonisierung der Asylpolitik erzielten Fortschritte. Er stellt jedoch fest, dass zwischen den Mitgliedstaaten weiter große Unterschiede bei der Gewährung von Schutz sowie in der Form desselben bestehen. Nicht ohne daran zu erinnern, dass die Gewährung des Schutzes und insbesondere des Flüchtlingsstatus in die Zuständigkeit jedes einzelnen Mitgliedstaats fällt, hält der Europäische Rat jedoch die Zeit für gekommen, neue Initiativen zu ergreifen, um die im Haager Programm vorgesehene Einführung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems zu vollenden und somit, wie von der Kommission in ihrem Aktionsplan zum Asyl vorgeschlagen, ein höheres Schutzniveau zu bieten. Schließlich unterstreicht der Europäische Rat, dass die erforderliche Verstärkung der Kontrollen an den Außengrenzen nicht solchen Personen den Zugang zu den Schutzsystemen verwehren darf, die diese berechtigt in Anspruch nehmen können.
Zu diesem Zweck kommt der Europäische Rat überein:
a) 2009 ein Europäisches Unterstützungsbüro einzurichten, das zur Aufgabe haben wird, den Informations-, Analyse- und Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern und die konkrete Zusammenarbeit zwischen den für die Prüfung von Asylanträgen zuständigen Behörden auszubauen. Dieses Büro, das weder über Weisungs- noch über Entscheidungsbefugnis verfügt, wird auf der Grundlage einer gemeinsamen Kenntnis der Herkunftsländer eine Harmonisierung der Praktiken und Verfahren und damit der nationalen Entscheidungen fördern;
b) die Kommission aufzufordern, Vorschläge vorzulegen, um 2012 ein einheitliches Asylverfahren mit gemeinsamen Garantien einzuführen und einen einheitlichen Status für Flüchtlinge einerseits und für Begünstigte des subsidiären Schutzes andererseits anzunehmen;
c) für den Krisenfall, dass ein Mitgliedstaat mit einem massiven Zustrom von Asylbewerbern konfrontiert ist, Verfahren einzurichten, die einerseits zur Unterstützung dieses Staats die Bereitstellung Beamter anderer Staaten ermöglichen und andererseits die Ausübung einer wirksamen Solidarität zugunsten dieses Staates durch die bessere Aktivierung der bestehenden Gemeinschaftsprogramme;
d) die Zusammenarbeit mit dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge zu verstärken, um Personen einen besseren Schutz zu bieten, die diesen außerhalb des Gebietes der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beantragen, insbesondere:
· durch die Prüfung, auf der Grundlage der Freiwilligkeit, der Neuansiedlung von unter dem Schutz des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge stehenden Personen im Gebiet der Europäischen Union, insbesondere im Rahmen der Regionalen Schutzprogramme; 
· durch die Aufforderung an die Kommission, zusammen mit dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge Vorschläge für die Zusammenarbeit mit den Drittstaaten zur Verstärkung der Kapazitäten von deren Schutzsystemen vorzulegen.
V) Schaffung einer umfassenden Partnerschaft mit den Herkunfts- und Transitstaaten, die die Synergien zwischen Migration und Entwicklung fördert
Unter Hinweis auf seine Schlussfolgerungen von Dezember 2005 und Juni 2007 bekräftigt der Europäische Rat sein Festhalten am Gesamtansatz zur Migrationsfrage, der die europäisch-afrikanischen Konferenzen von Rabat und Tripolis 2006 sowie den europäisch-afrikanischen Gipfel von Lissabon 2007 anregte. Er ist überzeugt, dass dieser Ansatz, der sich zugleich mit der Gestaltung der legalen Migration, der Bekämpfung der illegalen Einwanderung und der Entwicklung der Herkunfts- und Transitländer befasst, im Osten wie im Süden ein sehr sinnvoller Ansatz ist. Migration muss ein wichtiger Bestandteil der Außenbeziehungen der Mitgliedstaaten und der Union werden, was voraussetzt, dass in den Beziehungen mit jedem einzelnen Drittstaat die Qualität des mit ihm bestehenden Dialogs in Migrationsfragen berücksichtigt wird.
Auf dieser Grundlage verpflichtet sich der Europäische Rat, die Entwicklung der betroffenen Staaten zu unterstützen und mit ihnen eine enge Partnerschaft aufzubauen, die die Synergien zwischen Migration und Entwicklung fördert. Er setzt sich förmlich für die Entwicklung dieser Länder ein.
Zu diesem Zweck kommt der Europäische Rat überein:
a) auf Gemeinschaftsebene oder bilateral mit den Herkunfts- und Transitländern Abkommen abzuschließen, die Bestimmungen zu den an die Arbeitsmarktlage der Mitgliedstaaten angepassten Möglichkeiten legaler Migration, zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung und zur Rückübernahme sowie zur Entwicklung der Herkunfts- und Transitländer beinhalten, der Europäische Rat fordert die Mitgliedstaaten auf, sich über Ziele und Grenzen dieser bilateralen Abkommen sowie der Rückübernahmeabkommen gegenseitig zu informieren und abzustimmen.
b) die Mitgliedstaaten darin zu bestärken, im Rahmen ihrer Möglichkeiten den Staatsangehörigen der Partnerländer östlich und südlich Europas an die Arbeitsmarktlage der Mitgliedstaaten angepasste Möglichkeiten der legalen Einwanderung anzubieten, durch die diese Staatsangehörigen eine Berufsausbildung oder Berufserfahrung erwerben und Ersparnisse anlegen können, welche sie zum Wohle ihres Landes einsetzen können. Der Europäische Rat fordert die Mitgliedstaaten auf, dabei Formen temporärer Migration zu bevorzugen, um den Herkunftsländern nicht ihre Kompetenzträger zu entziehen;
c) politische Maßnahmen zur Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern zu betreiben, um von der illegalen Einwanderung abzuschrecken oder diese zu bekämpfen, insbesondere durch die Stärkung der Kapazitäten dieser Länder;
d) Migrations- und Entwicklungsfragen besser einzubeziehen, indem geprüft wird, wie diese Politik den Herkunftsregionen der Migration im Zusammenspiel mit den anderen Aspekten der Entwicklungspolitik Nutzen bringen kann. Der Europäische Rat fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, dabei im Rahmen der zusammen mit den Partnerländern vereinbarten Schwerpunktbereiche Projekte der Entwicklung zu bevorzugen, die die Lebensbedingungen der Bevölkerung verbessern, beispielsweise im Hinblick auf ihre Ernährung oder in den Bereichen Gesundheit, Bildung, Berufsausbildung und Beschäftigung;
e) Maßnahmen zur Ko-Entwicklung zu fördern, durch die die Migranten zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer beitragen können. Der Europäische Rat empfiehlt den Mitgliedstaaten, die Annahme spezifischer Finanzinstrumente zu fördern, die eine Überweisung der Ersparnisse der Migranten zu Investitions- oder Vorsorgezwecken in ihre Länder zu den besten Kosten unterstützen;
f) mit Nachdruck die im Dezember 2007 in Lissabon abgeschlossene Partnerschaft zwischen der Europäische Union und Afrika umzusetzen sowie den Aktionsplan von Rabat, und zu diesem Zweck die zweite europäisch-afrikanische Ministerkonferenz über Entwicklung und Migration dazu aufzurufen, am 20. und 21. Oktober 2008 in Paris konkrete Maßnahmen zu beschließen;
g) die Nutzung der bevorzugten Instrumente des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage zu beschleunigen, welche in den Kooperationsplattformen und den Mobilitätspartnerschaften bestehen, wobei auf ein Gleichgewicht zwischen den südlichen und den östlichen und süd-östlichen Migrationsrouten zu achten ist, und die im Rahmen der von der Gemeinschaft oder bilateral mit den Herkunfts- und Transitstaaten ausgehandelten Verträgen zu Migrationsfragen und zur Rückübernahme gemachten Erfahrungen zu berücksichtigen;
h)
bei der Umsetzung dieser vielfältigen Maßnahmen für deren Kohärenz mit den anderen Gesichtspunkten der Politik der Entwicklungszusammenarbeit und mit den anderen politischen Maßnahmen der Union, insbesondere der Nachbarschaftspolitik, Sorge zu tragen.
* * *
Der Europäische Rat fordert den Rat, die Kommission sowie die Mitgliedstaaten auf, jeder für seinen Teil die für die Umsetzung der in diesem Pakt enthaltenen Verpflichtungen erforderlichen Entscheidungen zu treffen.
Auf seiner Ebene beschließt er, eine jährliche Debatte zur Einwanderungs- und Asylpolitik zu veranstalten. Zu diesem Zweck fordert er den Rat zusammen mit der Kommission auf, ihm jedes Jahr über die Umsetzung der in diesem Pakt enthaltenen Verpflichtungen Bericht zu erstatten. Darüber hinaus fordert er die Mitgliedstaaten auf, sich Kennzahlen beschaffen, um die Auswirkung und die Wirksamkeit ihrer politischen Maßnahmen zu evaluieren, und sich gegenseitig über alle neuen gesetzlichen Maßnahmen und Reformen in Kenntnis setzen, deren Annahme sie planen. Schließlich bekräftigt er die Notwendigkeit, die mit der Einwanderungs- und Asylpolitik im Zusammenhang stehenden Bedürfnisse durch angemessene Mittel zu decken.
� Richtlinie 2001/40/EG des Rates vom 28. Mai 2001 über die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen über die Rückführung von Drittstaatsangehörigen
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